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Drucksache VI/374 


Sachgebiet 92 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 7 — 8025 Vq/70 — 


Bonn, den 5. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr durch Mit- 
führen eines Handfeuerlöschers im Personenkraftwagen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Mursch (Soltau-Har- 
burg), Lemmrich, Erpenbeck und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/259 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Hat die Bundesregierung ermittelt, wieviel Straßenverkehrs- 
unfällc zu Bränden führten, wie viele Menschen hierbei zu Scha- 
den kamen und welcher Sachschaden hierdurch entstanden ist? 

Die amtliche Statistik über Straßenverkehrsunfälle beruht auf 
dem Gesetz zur Durchführung einer Straßenverkehrs-Unfall- 
statistik vom 18. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 606), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Durchführung einer Straßenverkehrs-Unfallstatistik vom 
20. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1437). Sie enthält keine 
Angaben darüber, wie viele Straßenverkehrsunfälle zuBränden 
geführt haben und welche Schäden hierdurch entstanden sind. 

Derartige Angaben dürfen von der Auswertung einer großen 
Zahl von Verkehrsunfällen erwartet werden, die der Verband 
der Haftpflicht-, Unfall- und Kraftverkehrs-Versicherer e. V. 
durchführt und über die dem Verkehrsausschuß des Deutschen 
Bundestages im Anhörverfahren am 24. April 1969 ausführlich 
berichtet wurde. Die Ergebnisse dieser Auswertung liegen noch 
nicht vor. 
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2. Sind von der Bundesregierung Feststellungen oder Schätzungen 
getroffen worden, in welchem Ausmaß die Folgen von Straßen- 
verkehrsunfällen gemildert worden wären, wenn Handfeuer- 
löschgeräte zur Verfügung gestanden hätten? 

Praktische Versuche des ADAC haben gezeigt, daß sich Benzin- 
brände, wie sie im Zusammenhang mit Kraftfahrzeugunfällen 
auftreten können, mit handelsüblichen Autolöschern nicht 
löschen lassen. Bestätigt werden diese Versuchsergebnisse 
durch die von der Stiftung Warentest festgestellten und in der 
Zeitschrift test, Heft 3, März 1959 veröffentlichten Löscheigen- 
schaften handelsüblicher Autolöscher. Geht man von diesen 
Ergebnissen aus und berücksichtigt man ferner, daß sich die 
geringe Wirkung solcher Löscher nur von jemandem optimal 
nutzen läßt, der in der Brandbekämpfung geübt ist, so wird 
klar, daß das Vorhandensein derartiger Autofeuerlöscher die 
Folgen von Straßenverkehrsunfällen nicht nennenswert mildern 
kann. 


3. Wo außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist die Mit- 
führung eines Handfeuerlöschers in Pkw und Kombi-Wagen 
obligatorisch? 

Nach den hier vorliegenden Informationen sollen in der DDR 
Personenkraftwagen mit einem Feuerlöscher ausgerüstet sein, 
sofern nicht Ausnahmen von den Behörden genehmigt werden. 
Auch Belgien hat eine entsprechende Ausrüstungsvorschrift 
erlassen, doch wurde die Anwendung der Vorschrift ausgesetzt. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, diese Frage in der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) zu erörtern und fest- 
zustellen, welche Absichten die Mitgliedsländer der Konferenz 
haben? 

Die Europäische Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) sieht 
in der UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) das für 
Fragen der Verkehrssicherheit im Zusammenhang mit Bau und 
Ausrüstung der Kraftfahrzeuge zuständige Gremium. Das Pro- 
blem der Feuersicherheit der Kraftfahrzeuge, das in dieses 
Gebiet fällt und die Feuerlöscher mit einschließt, wurde von 
der ECE, in der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland mit- 
arbeiten, bereits aufgegriffen. Ein abschließendes Ergebnis liegt 
noch nicht vor, doch hat die ECE-Berichtergruppe für Kraft- 
omnibusse, die unter dem Vorsitz von Großbritannien arbeitet, 
sogar die Notwendigkeit der Ausrüstung von Kraftomnibussen 
mit Feuerlöschern verneint. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, die bisherige Haltung in dieser 
Frage zu überprüfen, wenn dies durch die Ergebnisse der Ermitt- 
lungen zu den Fragen 1 bis 4 gerechtfertigt erscheint? 
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Ein Autolöscher, der im rechten Augenblick greifbar ist, kann 
sehr wohl dazu beitragen, den Personenwagen als privates 
Eigentum vor Wertminderung durch Brandschaden zu schützen. 
Das freiwillige Mitführen eines Löschers sollte daher als um- 
sichtige und vorsorgliche Handlungsweise anerkannt werden. 

Eine verkehrsrechtliche Vorschrift, die Millionen von Fahr- 
zeughaltern zur Anschaffung und Vorhaltung eines Auto- 
löschers zwingen würde, läßt sich dagegen mit der Möglichkeit 
des Schutzes privaten Eigentums nicht begründen; die verkehrs- 
sicherheitstechnischen Gesichtspunkte reichen aber nach dem 
Stand, wie er sich aus den Antworten zu 1. bis 4. ergibt, nicht 
aus, eine solche Vorschrift zu erlassen. 

Allerdings wird die Bundesregierung die Entwicklung auf die- 
sem Gebiet auch weiterhin verfolgen und alle sich dabei er- 
gebenden neuen Gesichtspunkte werten und in ihre Erwägun- 
gen einbeziehen. 


Leber 



